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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Betr.: Maßnahmen zur Förderung und Festigung von 
Kriegssachgeschädigten-Unternehmen 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages in der 
173. Sitzung am 16. November 1956 
- Drucksachen Nr. 2745, 2095 - 

Als im Jahre 1955 die Vorbereitungen für die Umschuldung kurz- 
fristiger und hochverzinslicher Kredite von Vertriebenen und Flücht- 
lingen getroffen wurden, haben die zuständigen Ressorts der Bun- 
desregierung auch geprüft, ob eine gleichartige Aktion für kleine 
und mittlere gewerbliche Unternehmen von Kriegssach geschädigten 
durchgeführt werden sollte. Einige Landesregierungen haben eine 
solche Maßnahme befürwortet. Gewichtige volkswirtschaftliche 
Gründe sprechen für sie. Zur Beseitigung von betrieblichen Kriegs- 
schäden mußten teilweise in bedeutendem Umfange kurzfristige und 
hoch verzinsliche Bankkredite aufgenommen werden, deren Umwand- 
lung in langfristige Darlehen trotz umfangreicher öffentlicher Kre- 
ditprogramme vielen kriegssach geschädigten Unternehmen bisher 
nicht möglich war. Für solche Unternehmen mit einer labilen 
Finanzstruktur können sich ähnliche Schwierigkeiten wie für Unter- 
nehmen von Vertriebenen und Flüchtlingen mit hoher kurzfristiger 
Verschuldung ergeben. 

Die Entscheidung über die grundsätzlich in Aussicht genommene 
Förderungsmaßnahme wurde zunächst zurückgestellt, weil es zweck- 
mäßig war, gewisse Erfahrungen mit der im Mai 1956 angelaufenen 
Umschuldungsaktion für Vertriebene und Flüchtlinge abzuwarten. 

Die bisherigen Ergebnisse lassen einen befriedigenden Ablauf er- 
warten. Die zuständigen Bundesministerien sind deshalb jetzt über- ^ 
eingekommen, eine Umscliuldungsaktion auch für die Kriegssachge- 
schädigten durchzuführen und zu diesem Zweck die Verhandlungen 
mit den Ländern weiterzuführen. Es sollen kurzfristige und hoch- 
verzinsliche Kredite von an sich gesunden kleinen und mittleren 
gewerblichen Unternehmen Kriegssach geschädigt er in der Weise 
umgeschuldet werden, daß die Lastenausgleichsbank eine Anleihe 
von 30 Millionen DM auflegt und gegen Hingabe von Anleihe- 
stücken die Forderungen der Hausbanken übernimmt. Die Anleihe 
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soll mit 6 v. H. verzinslich sein und eine Laufzeit von 15 Jahren 
haben. Die Anleihestücke sollen erst nach Ablauf einer mit den 
Geldinstituten zu vereinbarenden Sperrfrist auf den Markt gebracht 
werden. Unter Berücksichtigung der Vergütung für die Lastenaus- 
gleichsbank und die durchleitenden Geldinstitute wird sich ein Zins- 
satz für die Umschuld ungsdarlehen von 8 v. H. einschließlich aller 
Nebenkosten für den letzten Kreditnehmer ergeben. Während der 
ersten fünf Jahre der Laufzeit der Unschuldungsdarlehen sollen 
Bund und Länder Zuschüsse zur Zinsverbilligung von je 2 v. H. 
pro Jahr leisten. Die erforderlichen haushaltrechtlichen Vorausset- 
zungen bedürfen der Zustimmung der gesetzgebenden Körper- 
schaften. Die Bundesregierung wird die Bürgschaft für die Anleihe 
und außerdem Ausfallbürgschaften bis zu 90 v. H. des jeweiligen 
Umschuldungsbetrages übernehmen. Soweit ein umzuschuldender 
Kredit landesverbürgt ist, soll das Land für das Umschuldungsdar- 
lehen die Bürgschaft in gleicher Höhe wie bisher übernehmen. 
Nach Abschluß der bereits eingeleiteten Verhandlungen mit den 
Landern werden noch Vereinbarungen mit den Geldinstituten über 
deren Mitwirkung zu treffen sein. 

Uber das 'Ergebnis wird zu gegebener Zeit abschließend berichtet 
werden. 

Die Bank deutscher Länder stimmt der geplanten Umschuldungs- 
aktion zu, weil solche Konsolidierungsmaßnahmen im Grundsatz zu 
begrüßen sind, der Kapitalmarkt nicht in Anspruch genommen und 
eine angemessene Sperrfrist für die Anleihestücke vereinbart werden 
wird. 


Dr. Oberländer 



